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Quellen
Betreuungsrecht und PsychKG bzw. Unterbringungsgesetze

(1) „Angaben zur Unterbringung psychisch kranker und seelisch behinderter Personen in 
Einrichtungen nach § 10 Abs. 2 Berliner PsychKG und Betreuungsrecht“, Erfassung durch die 
genannten Einrichtungen; Zusammenstellung: Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales 
Abteilung Gesundheit, I B 2;
Erfassungszeitraum 01.Januar bis 31. Dezember 2012

(2) Dito, Erfassungszeitraum 01.Januar bis 31. Dezember 2013

(3) "Betreuungszahlen 2013-2014: Amtliche Erhebungen des Bundesamtes für Justiz, der 
Sozialministerien der Bundesländer, der überörtlichen Betreuungsbehörden, der 
Bundesnotarkammer sowie des Statistischen Bundesamtes",  Stand 1.12.2015, 
ausgewertet von Horst Deinert

Maßregelvollzug:

(4) "Psychiatrie in Deutschland - Strukturen, Leistungen, Perspektiven", 
AG Psychiatrie der Obersten Landesgesundheitsbehörden,  Stand: 28.12.2011

(5) Statistisches Bundesamt: "Strafvollzugsstatistik", Wiesbaden, 26.06.2015, Artikelnummer: 
5243202149005 
http://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/Rechtspflege/StrafverfolgungVollzug/
KrankenhausMassregelvollzug.html
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DEUTSCHLANDWEITE 
UNTERBRINGUNGEN
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UNTERBRINGUNGEN IN BERLIN

V2.3 16.12.2015 Uwe Wegener: Unterbringungszahlen Berliner Kliniken 2013 7



V2.3 16.12.2015 Uwe Wegener: Unterbringungszahlen Berliner Kliniken 2013 8



V2.3 16.12.2015 Uwe Wegener: Unterbringungszahlen Berliner Kliniken 2013 9



V2.3 16.12.2015 Uwe Wegener: Unterbringungszahlen Berliner Kliniken 2013 10



Berliner Gesetz für psychisch Kranke (PsychKG) 
vom 8. März 1985, letzte Änderung 18.09.2011

§ 26 Vorläufige behördliche Unterbringung

(1) Bestehen dringende Anhaltspunkte für die Annahme, daß die Voraussetzung für die 
Unterbringung vorliegen und kann eine gerichtliche Entscheidung nicht rechtzeitig 
herbeigeführt werden, so kann das Bezirksamt eine vorläufige Unterbringung 
längstens bis zum Ablauf des auf die Unterbringung folgenden Tages anordnen.

(2) [1] Kann das Bezirksamt die Unterbringung nach Absatz 1 nicht rechtzeitig anordnen, 
so kann auch der Polizeipräsident in Berlin oder eine der in § 10 genannten 
Einrichtungen diese anordnen. [2] Die Unterbringung durch den Polizeipräsidenten in 
Berlin ist nur zulässig, wenn sie auch ein Arzt für erforderlich hält. [3] Der Arzt kann 
auch der aufnehmende Arzt der Einrichtung sein. [4] Die Einrichtung unterrichtet das 
Bezirksamt, in dessen Bezirk die Einrichtung liegt, unverzüglich über die 
Unterbringung.

(3) [1] Der aufnehmende Arzt in der Einrichtung hat bei der Aufnahme unverzüglich zu 
überprüfen, ob die Voraussetzungen für die Unterbringung vorliegen. [2] Liegen sie 
nicht vor, ist der Betroffene zu entlassen.

(4) Das Bezirksamt hat unverzüglich die gerichtliche Anordnung der Unterbringung zu 
beantragen, wenn es die Unterbringung für erforderlich hält.

[…]
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Berliner Gesetz für psychisch Kranke (PsychKG) 
vom 8. März 1985, letzte Änderung 18.09.2011

§ 27 Durchführende Behörde
[1] Die Unterbringung nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a wird von dem 
Bezirksamt durchgeführt; im Falle des § 26 Abs. 2 veranlaßt der 
Polizeipräsident in Berlin die Beförderung in die Einrichtung. 
[2] Ist die behördliche Unterbringung nach § 26 Abs. 2 von der Einrichtung 
angeordnet worden, so ist von ihr auch die Durchführung zu veranlassen. 
[3] Bei der Vollziehung der gerichtlichen und behördlichen Anordnung kann 
unmittelbarer Zwang nach den Vorschriften des Gesetzes über die Anwendung 
unmittelbaren Zwanges bei der Ausübung öffentlicher Gewalt durch 
Vollzugsbeamte des Landes Berlin (UZwG) vom 22. Juni 1970 (GVBl. S. 921), 
geändert durch Gesetz vom 26. November 1974 (GVBl. S. 2746), angewendet 
werden.
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Berliner Gesetz für psychisch Kranke (PsychKG) 
vom 8. März 1985, letzte Änderung 18.09.2011

§ 29 a Besondere Sicherungsmaßnahmen
(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind nur zulässig, wenn die gegenwärtige 

erhebliche Gefahr besteht, daß der Untergebrachte sich selbst tötet oder 
ernsthaft verletzt oder gewalttätig wird oder die Einrichtung ohne Erlaubnis 
verlassen wird und wenn dieser Gefahr nicht anders begegnet werden kann.

(2) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind:
1. die Beschränkung des Aufenthalts im Freien.
2. die Wegnahme von Gegenständen,
3. die Absonderung in einen besonderen Raum,
4. die Fixierung.

(3) Jede besondere Sicherungsmaßnahme ist befristet anzuordnen, ärztlich zu 
überwachen und unverzüglich aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für ihre 
Anordnung weggefallen sind. Anordnung und Aufhebung der besonderen 
Sicherungsmaßnahmen sind zu dokumentieren. Von jeder Anordnung ist der 
Rechtsanwalt des Untergebrachten unverzüglich zu benachrichtigen.
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Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) §1906 
Fassung vom 1. September 2009, gültig bis26. Februar 2013

§ 1906. Genehmigung des Betreuungsgerichts bei der Unterbringung.
(1) Eine Unterbringung des Betreuten durch den Betreuer, die mit Freiheitsentziehung verbunden ist, 

ist nur zulässig, solange sie zum Wohl des Betreuten erforderlich ist, weil 
1. auf Grund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung des 
Betreuten die Gefahr besteht, daß er sich selbst tötet oder erheblichen gesundheitlichen Schaden 
zufügt, oder
2. eine Untersuchung des Gesundheitszustandes, eine Heilbehandlung oder ein ärztlicher Eingriff 
notwendig ist, ohne die Unterbringung des Betreuten nicht durchgeführt werden kann und der 
Betreute auf Grund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung die 
Notwendigkeit der Unterbringung nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann.

(2) [1] Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung des Betreuungsgerichts zulässig. 
[2] Ohne die Genehmigung ist die Unterbringung nur zulässig, wenn mit dem Aufschub Gefahr 
verbunden ist; die Genehmigung ist unverzüglich nachzuholen. 

(3) [1] Der Betreuer hat die Unterbringung zu beenden, wenn ihre Voraussetzungen wegfallen. 
[2] Er hat die Beendigung der Unterbringung dem Betreuungsgericht anzuzeigen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn dem Betreuten, der sich in einer Anstalt, einem 
Heim oder einer sonstigen Einrichtung aufhält, ohne untergebracht zu sein, durch mechanische 
Vorrichtungen, Medikamente oder auf andere Weise über einen längeren Zeitraum oder 
regelmäßig die Freiheit entzogen werden soll.

(5) [1] Die Unterbringung durch einen Bevollmächtigten und die Einwilligung eines Bevollmächtigten 
in Maßnahmen nach Absatz 4 setzt voraus, daß die Vollmacht schriftlich erteilt ist und die in den 
Absätzen 1 und 4 genannten Maßnahmen ausdrücklich umfaßt. 
[2] Im übrigen gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 
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Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) §1906 Absatz 1 und 2 
Fassung vom 26. Februar 2013

§ 1906. Genehmigung des Betreuungsgerichts bei der Unterbringung 

(1) Eine Unterbringung des Betreuten durch den Betreuer, die mit Freiheitsentziehung 

verbunden ist, ist nur zulässig, solange sie zum Wohl des Betreuten erforderlich ist, weil 

1. auf Grund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung des 

Betreuten die Gefahr besteht, daß er sich selbst tötet oder erheblichen gesundheitlichen 

Schaden zufügt, oder 

2. zur Abwendung eines drohenden erheblichen gesundheitlichen Schadens eine 

Untersuchung des Gesundheitszustandes, eine Heilbehandlung oder ein ärztlicher Eingriff 

notwendig ist, ohne die Unterbringung des Betreuten nicht durchgeführt werden kann und 

der Betreute auf Grund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen 

Behinderung die Notwendigkeit der Unterbringung nicht erkennen oder nicht nach dieser 

Einsicht handeln kann. 

(2) [1] Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung des Betreuungsgerichts zulässig. 

[2] Ohne die Genehmigung ist die Unterbringung nur zulässig, wenn mit dem Aufschub 

Gefahr verbunden ist; die Genehmigung ist unverzüglich nachzuholen. 

[3] Der Betreuer hat die Unterbringung zu beenden, wenn ihre Voraussetzungen wegfallen.

[4] Er hat die Beendigung der Unterbringung dem Betreuungsgericht anzuzeigen. 
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Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) §1906 Absatz 3 bis 5 
Fassung vom 26. Februar 2013

(3) [1] Widerspricht eine ärztliche Maßnahme nach Absatz 1 Nummer 2 dem natürlichen Willen des Betreuten 

(ärztliche Zwangsmaßnahme), so kann der Betreuer in sie nur einwilligen, wenn

1. der Betreute auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder seelischen Behinderung die 

Notwendigkeit der ärztlichen Maßnahme nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann,

2. zuvor versucht wurde, den Betreuten von der Notwendigkeit der ärztlichen Maßnahme zu überzeugen,

3. die ärztliche Zwangsmaßnahme im Rahmen der Unterbringung nach Absatz 1 zum Wohl des Betreuten 

erforderlich ist, um einen drohenden erheblichen gesundheitlichen Schaden abzuwenden,

4. der erhebliche gesundheitliche Schaden durch keine andere dem Betreuten zumutbare Maßnahme 

abgewendet werden kann und

5. der zu erwartende Nutzen der ärztlichen Zwangsmaßnahme die zu erwartenden Beeinträchtigungen deutlich 

überwiegt. 

[2] § 1846 ist nur anwendbar, wenn der Betreuer an der Erfüllung seiner Pflichten verhindert ist.

(3a) [1] Die Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaßnahme bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts. 

[2] Der Betreuer hat die Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaßnahme zu widerrufen, wenn ihre 

Voraussetzungen wegfallen. 

[3] Er hat den Widerruf dem Betreuungsgericht anzuzeigen.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn dem Betreuten, der sich in einer Anstalt, einem Heim oder einer 

sonstigen Einrichtung aufhält, ohne untergebracht zu sein, durch mechanische Vorrichtungen, Medikamente 

oder auf andere Weise über einen längeren Zeitraum oder regelmäßig die Freiheit entzogen werden soll. 

(5) [1] Die Unterbringung durch einen Bevollmächtigten und die Einwilligung eines Bevollmächtigten in Maßnahmen 

nach den Absätzen 3 und 4 setzen voraus, dass die Vollmacht schriftlich erteilt ist und die in den Absätzen 1, 3

und 4 genannten Maßnahmen ausdrücklich umfasst.

[2] Im Übrigen gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 
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Interpretation ist schwierig
• Bezugsgröße Einwohnerzahl fehlt
• Bezugsgröße Anteil Pflichtversorgung?
• Kliniken / Einrichtungen, die nicht mit hoheitlicher Gewalt beliehen 

wurden, fehlen
– Problem besonders bei BGB-Unterbringungen und Summierungen

• Offensichtliche Fehlantworten / andere Maßstäbe
– Unterbringungsdauer / Verweildauer
– Nicht alle Kliniken haben alle Daten erfasst

• Anteile Unterbringungen sind wovon abhängig?
– Klinik, Klinikschwerpunkt, Pflichtversorgungsgrad, Betreuer, Richter, 

Personen bzw. Sozialstruktur …

• Fixierungen pro Unterbringung
– Wenig Fixierungen = Erfolg?
– Wenig Fixierungen = zu hohe Zahl Untergebrachter?

• Verweildauer Untergebrachter: Bedeutung?
• …
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Erkennbare Ergebnisse
• Pflichtversorgungsgrad meist mindestens 2/3, bis zu 93%

– Weniger: CCM (27%), Jüdisches KH (40%), Schlosspark (46%)

• Anteil Unterbringungen sehr unterschiedlich
– Ohne Ausreißer: zwischen 6 % und 22 %
– Es besteht kein direkter Zusammenhang zwischen Sozialstruktur und 

Unterbringungsgrad
– Entgegen BRD-Trend deutlich mehr PsychKG als BGB-Unterbringungen
– Im Bundesvergleich sehr wenig BGB, unteres Mittelfeld PsychKG

• Anteil Fixierungen schwankt zwischen 1,5 und 6,9 %
– Ohne statistische Ausreißer / besondere Kliniksituationen und offensichtliche 

Fehlangaben

• Anzahl besonderer Sicherungsmaßnahmen nach §29a inklusive 
Fixierungen korreliert nicht mit Unterbringungsgrad (wieso?)

• Unterbringungsdauern (13-31 Tage) differieren stärker als Verweildauern
Die Schwankungen sind nicht nur anhand der Unterschiede der Patienten zu 
erklären; es wird deutlich, dass Unterbringungsentscheidungen nicht nur 
von objektiven Gesichtsgründen getragen werden. 
Weitere Faktoren sollten erforscht werden.
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